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BERLIN (dpa) — Bei Scheidungen
soll das Vermögen der Eheleute ge-
rechter aufgeteilt werden.
Dieses Ziel verfolgt ein Gesetz, das

der Bundestag einstimmig verabschie-
det hat. Beim sogenannten Zugewinn-
ausgleich können Schulden, die ein
Partner in die Ehe eingebracht hat,
künftig nicht mehr verrechnet wer-
den. Das Gesetz — von dem Ehever-
träge nicht betroffen sind — hält
jedoch an dem Grundsatz fest, dass
der während der Ehe erzielte Zuge-
winn bei einer Scheidung gleichmäßig
unter den Eheleuten aufgeteilt wird.
Künftig wird die Ausgleichsforde-

rung zudem bereits bei der Zustellung
des Scheidungsantrags ermittelt und
nicht erst, wie bisher, bei der rechts-
kräftigen Scheidung. Auf diese Weise
soll verhindert werden, dass ein Part-
ner bei einer Scheidung Vermögen in
Sicherheit bringt oder schnell noch
ausgibt. Betroffene müssen zudem
über eventuelle „Vermögensminderun-
gen“ in der Zeit zwischen Trennung
und Scheidungsantrag Rechenschaft
ablegen.

Milliarden für den Krieg
Das US-Repräsentantenhaus

hat Mittel in Höhe von 97 Milliar-
den Dollar (71 Milliarden Euro)
für die Militäreinsätze im Irak
und Afghanistan bewilligt. 386
Abgeordnete stimmten für das
Gesetz der Regierung vonUS-Prä-
sident Barack Obama, 60 dage-
gen. In dem Paket sind auch 400
MillionenDollar für die pakistani-
sche Regierung zur Bekämpfung
von Islamisten vorgesehen. (dpa)

Massive Kritik an Birma
Mit scharfer Kritik haben Politi-

ker und Menschenrechtsgruppen
aus aller Welt auf die neue
Anklage gegen die birmanische
Oppositionsführerin Aung Sann
Suu Kyi reagiert. Sie forderten
die Militärjunta auf, die 63-jäh-
rige Friedensnobelpreisträgerin
sofort freizulassen, der am Mon-
tag der Prozess wegen Verstoßes
gegen Auflagen ihres Hausarrests
gemacht werden soll. (AP)

BERLIN (rtr) — Verteidigungsmi-
nister Franz Josef Jung hat Segelregat-
ten und Kreuzfahrten vor Somalias
Küste wegen der Gefahr durch Pira-
ten als „hochriskant und fahrlässig“
kritisiert.
Der CDU-Politiker forderte in der

Neuen Osnabrücker Zeitung Reeder,
Touristikunternehmen und Sportver-
anstalter zu mehr Verantwortungsbe-
wusstsein auf. Es sei unverantwort-
lich, Warnungen der Bundesregierung
einfach in den Wind zu schlagen,
sagte Jung. „Die Piraten schlagen
dann zu, wenn Schiffe unangemeldet
das Horn von Afrika passieren.“ In
der Region werden immer wieder
Schiffe von Piraten gekapert, die
damit Lösegeld erpressen wollen.
Eine internationale Flotte ist in der

Region um Somalia im Einsatz, um
die Überfälle auf Schiffe zu unterbin-
den. Auch die deutsche Marine betei-
ligt sich. Laut Jung haben die Ver-
bündeten bislang 150 angemeldete
Schiffe sicher geleitet. 150000 Tonnen
Lebensmittel seien so in die somali-
schen Häfen gebracht worden.

BERLIN (dpa) — Nach jahre-
langen Auseinandersetzungen hat
das Gendiagnostikgesetz nun auch
die letzte Hürde — den Bundesrat
— genommen.
Insgesamt billigte die Länder-

kammer 31Gesetze. Hier die wich-
tigsten Beschlüsse:
Gen-Untersuchungen sollen

nur mit Einwilligung des Patien-
ten und ausschließlich von einem
Arzt vorgenommen werden dür-
fen. Heimliche Vaterschaftstests
werden mit bis zu 5000 Euro
bestraft. Arbeitgeber und Versi-
cherungen dürfen von Bewerbern
und Kunden grundsätzlich keine
Gen-Untersuchungen verlangen.
Nach mehr als zwei Jahrzehn-

ten gibt es am 9. Mai 2011 in
Deutschland wieder eine Volks-
zählung. Anders als früher wer-
den dabei nicht mehr alle Bürger
befragt, sondern zunächst ihre
bei Behörden gespeicherten Da-
ten zusammengeführt. Zu den er-
hobenenDaten gehören auch Reli-
gionszugehörigkeit und Migrati-
onshintergrund.
Die seit mehr als 30 Jahren

nicht mehr erhöhten Geldstrafen
steigen deutlich. Statt wie bisher
bei 5000 Euro liegt der Höchst-
satz künftig bei 30000 Euro. Da-
mit können Topverdiener bei Ge-
setzesverstößen kräftiger als bis-
her zur Kasse gebeten werden.
Der Betrag wird hierbei mit der
Anzahl der verhängten Tages-
sätze multipliziert.
Schuldner dürfen trotz einer

Kontopfändung weiter am bar-
geldlosen Zahlungsverkehr teil-
nehmen. Jeder Inhaber eines Giro-
kontos kann von seiner Bank oder
Sparkasse verlangen, dass dieses
als „Pfändungsschutzkonto“ ge-
führt wird. Kreditinstitute dürfen
die Pfändung des Kontos nicht
mehr zum Anlass nehmen, das
Girokonto zu kündigen.
Der Zivildienst wird zu einem

„Lerndienst“ umgebaut. Zivil-
dienstleistende erhalten künftig
ein Abschlusszeugnis, das Aus-
kunft über die erworbenen Quali-
fikationen gibt.
Sind deutsche Staatsbürger im

Ausland Ziel einer Gewalttat,
erhalten sie künftig eine staatli-
che Opfer-Entschädigung. Unter
bestimmtenVoraussetzungen kön-
nen auch Ausländer, die sich zeit-
weilig in Deutschland aufhalten,
Ansprüche geltend machen.
Der Bundesrat hat das Gesetz

zur Biosprit-Förderung vorläufig
gestoppt. Die Länderkammer rief
den Vermittlungsausschuss an.
Der Bundesrat wies damit vor
allem die von der Regierung in die-
sem Jahr geplante Senkung des
Mindestanteils von Biosprit in
Benzin von 6,26 auf 5,25 Prozent
zurück.
Gebrauchte Batterien müssen

künftig getrennt von sonstigem
Abfall gesammelt und verwertet
werden. Bislang galten diese
strengen Vorschriften nur für Bat-
terien mit besonders hohem An-
teil an Schwermetallen.
Die Länder wollen die Rente

fürOpfer des SED-Regimes nach-
bessern und die Benachteiligung
von Anspruchsberechtigten mit
Kindern aufheben. Seit dem 1.
September 2007 erhalten bedürf-
tige Opfer der politischen Verfol-
gung eine monatliche Rente von
bis zu 250 Euro.

200 Tage vor der Weltklimakonferenz
in Kopenhagen hat der UN-Beauf-
tragte Yvo de Boer die Staatengemein-
schaft aufgefordert, sich rechtzeitig
auf ein Nachfolgeabkommen für das
Kyoto-Protokoll zu verständigen. Die
Zeit werde langsam knapp, mahnte
der Leiter des UN-Klimasekretariats.
Das sehen die Autoren einiger neuer
Bücher zum Thema ähnlich.

NÜRNBERG — Es ist ein Sitzungs-
Marathon: Bevor sich im Dezember
die Staats- und Regierungschefs in
Kopenhagen treffen, um das Kyoto-
Nachfolgedokument zu beraten, tüf-
teln Dutzende von anderen Runden an
Wegen für effektiveren Klimaschutz.
So startet am Montag in Berlin eine
Konferenz zum Thema „Wege zur
Anpassung an den Klimawandel“.
UN-Beauftragter de Boer sieht

ungeachtet seines Drängens auch Fort-
schritte: In den vergangenen 100
Tagen habe es ermutigende Zeichen
gegeben. Dazu gehöre auch die eindeu-
tige Verpflichtung der USA, dem Kli-
mawandel mit einer Eindämmung der
Treibhausgase zu begegnen.

„Grünes“ Amerika?
Dafür trommelt ein US-Autor

besonders heftig: Thomas L. Fried-
man, Kolumnist der New York Times,
wirbt in seinem Buch „Was zu tun ist.
Eine Agenda für das 21. Jahrhundert“
(Suhrkamp Verlag, 544 Seiten, 24,80
Euro) für ein „wirklich grünes Ame-
rika“ als Motor des ökologischen
Umbaus derWeltwirtschaft. Sein Pro-
jekt heißt „Code Green“, Warnstufe
Grün — und dies bedeute, dass „Ame-
rika weltweit die Führung übernimmt
bei Innovationen im Bereich sauberer
Energie und energiesparender Sys-
teme wie auch bei der Entwicklung
einer Ethik des Bewahrens der natürli-
chenWelt, die immer stärkeren Gefah-
ren ausgesetzt ist“.
Sehr breit, sehr detailliert und mit

allzu vielen nicht ganz uneitlen Anek-
doten über sich selbst und seine diver-
sen Begegnungenmit Größen aus Poli-
tik und Wissenschaft skizziert Fried-

man diesenWeg. Die Europäer, die oft
schon weiter sind als die nun erst
ernsthaft mit dem Thema Klima-
schutz beginnenden USA, lobt der
Publizist für ihr Engagement, das
allein aber nicht ausreiche für eine
wirkliche Klima-Wende.
Die Berliner Ökonomin Claudia

Kemfert, Klima-Expertin beim Deut-
schen Institut für Wirtschaftsfor-
schung (DIW) in Berlin, sorgt sich
sogar um den schwindenden deut-
schen Vorsprung in Sachen Ökologie:
„Deutschland droht den Spitzenplatz
im Umweltsektor zu verlieren“,
schreibt sie in ihrem Buch „Die
andere Klima-Zukunft. Innovation
statt Depression“ (Murmann Verlag,
264 Seiten, 19,90 Euro).

Enorme Job-Chancen
Die Politik-Beraterin Kemfert sieht

in forcierten Investitionen in den
Umweltschutz — also in jener „grünen
Revolution“, die auch Friedman
beschwört oder nun die Grünen in ihr
Programm schrieben — eine enorme
Chance. „Green Tech, made in Ger-
many“ könne für ein neues Job-Wun-
der sorgen, prognostiziert sie. Und
erteilt allzu raschen Total-Ausstiegs-
Varianten eine Absage: Vorüberge-
hend rät sie zur längeren Laufzeit der
auch nach ihrer Ansicht heiklen Atom-
energie anstelle der klimaschädliche-
ren Kohle, bis ausreichend erneuer-
bare Energien nutzbar sind. Und sie
drängt die Politik zum stärkeren Han-
deln, zum Umsteuern, aber auch zu
Verboten oder staatlichen Eingriffen.
Da dürfte ihr der sonst deutlich pes-

simistischere Schweizer PublizistMar-
cel Hänggi klar zustimmen: Er plä-
diert in seinem Buch „Wir Schwätzer
im Treibhaus. Warum die Klimapoli-
tik versagt“ (Rotbuch Verlag, 286 Sei-
ten, 21,50 Euro) für ein grundlegende-
res Umdenken, was unsere bisherige,
auf Wachstum ausgelegte Art des
Wirtschaftens angeht. „Wir brauchen,
was schlecht in unsere Zeit passt: eine
Kultur, eine Politik, eine Wirtschaft
des Weniger“ — „weniger Treibhaus-
gas-Emissionen, weniger Umwelt-

zerstörung, weniger Ressourcenver-
brauch, weniger Wirtschaftsleistung,
weniger Konsum, tiefere materielle
Ansprüche, mehr Langsamkeit, weni-
ger Ungerechtigkeit, mehr Lebensge-
nuss“. Hänggi plädiert entschieden
für mehr Eingriffe der Politik — „der
Markt allein wird’s nicht richten“ —
auch in Form von Verboten. „Wer des-

wegen den Untergang der liberalen
Gesellschaftsordnung beklagt, hat
einen armseligen Begriff von Liberali-
tät.“ Einig sind alle drei Autoren vor
allem darin: Die Zeit drängt, endlich
entschieden zu handeln. „Wir sollten
also dringend sehen, dass wir endlich
in die Puschen kommen“, rät Claudia
Kemfert.

Kurz berichtet Scheidungen sollen
gerechter werden

Vermögensteilung neu geregelt

BERLIN (dpa/AP) — Bahnkunden
bekommen bei Zugverspätungen künf-
tig mehr Geld zurück.
Kommt der Fahrgast mindestens ei-

ne Stunde zu spät am Zielort an, kann
er eine Erstattung von einem Viertel
des Fahrpreises verlangen, bislang
waren es nur 20 Prozent. Ab zwei
Stunden Verspätung muss die Bahn
sogar 50 Prozent erstatten.
Ausgezahlt werden aber nur Be-

träge vonmehr als vier Euro. Die Rege-
lung gilt auch dann, wenn ein Fahr-
gast wegen einer vergleichsweise klei-
nen Verspätung seinen Anschlusszug
verpasst hat.
Mit dieser Entscheidung nimmt der

Bundesrat EU-Recht vorweg. Die
neuen Fahrgastrechte gelten voraus-
sichtlich ab August. Über die Erstat-
tungsregeln hinaus muss die Bahn
demKunden eine kostenlose Hotelun-
terkunft anbieten, wenn wegen einer
Verspätung von mindestens 60 Minu-
ten oder wegen eines Zugausfalls eine
Übernachtung erforderlich wird.
Ist im Nahverkehr — also in einem

Radius von 50 Kilometern — eine Ver-
spätung von mindestens 20 Minuten
absehbar, kann der Fahrgast auch
Fernverkehrszüge wie einen IC oder
ICE ohne Aufpreis und ohne Karten-

tausch am Schalter nutzen. Das gilt
allerdings nicht bei Zügen mit Reser-
vierungspflicht wie dem ICE Sprinter.
Zeichnet sich eine Verspätung von

mehr als 60 Minuten ab, hat der Fahr-
gast die Möglichkeit, gar nicht mit

dem Zug zu fahren. Er kann sich dann
das Geld für die Fahrkarte zurückge-
ben lassen oder zu einem späteren Ter-
min reisen.
Liegt die fahrplanmäßige Ankunft

zwischen 0 und 5 Uhr und hat der Zug
mindestens 60 Minuten Verspätung
oder fällt gar aus, können Fahrgäste
im Nahverkehr auf andere Verkehrs-
mittel ausweichen, gegebenenfalls so-
gar auf ein Taxi.

Mit dem Taxi nach Hause
Als Aufwendungsersatz hierfür

sind bis zu 80 Euro vorgesehen, je-
doch nur, wenn keine preisgünstige-
ren öffentlichen Verkehrsmittel zur
Verfügung stehen. Die Taxifahrt wird
auch übernommen, wenn der letzte
fahrplanmäßige Zug des Tages aus-
fällt.
Eine neue Schlichtungsstelle soll im

Zweifelsfall die Frage klären, ob das
Bahnunternehmen überhaupt für die
Verspätung verantwortlich war. Liegt
diese nämlich nicht in ihrem Einfluss-
bereich und konnte die Bahn diese
auch bei äußerster Sorgfalt nicht ver-
meiden, haftet sie nicht. Beispiel: Ein
Lkw durchbricht die Schranken und
zwingt dadurch den Zug zu einer län-
geren Wartezeit.

Klima: Die Zeit drängt
Experten fordern rasches Handeln aller Staaten

V O N A L E X A N D E R J U N G K U N Z

BERLIN (dpa) — Nach der
jüngsten Steuerschätzung hat
sich der Deutsche Industrie- und
Handelskammertag (DIHK) ge-
gen Panikmache gewandt.
„Ich warne ausdrücklich davor,

die Lagemit Horrorzahlen zu dra-
matisieren und damit Verunsiche-
rung zur schüren“, sagte DIHK-
Präsident Hans Heinrich Drift-
mann. Er verwies darauf, dass die
Einnahmen von Bund, Ländern
und Gemeinden in den kommen-
den fünf Jahren „durchschnitt-
lich sogar noch über denen der
vergangenen fünf Jahre“ lägen.
Die Steuerschätzer hatten Min-

dereinnahmen aufgrund derWirt-
schaftskrise in den kommenden
Jahren von 316 Milliarden Euro
vorhergesagt. Ähnlich wie der
DIHK bekräftigte aber auch die
Union ihre Forderung nach Steu-
erentlastungen für die Bürger.
Bundesfinanzminister Peer Stein-
brück (SPD) lehnte dies jedoch
als „waghalsig und illusorisch“
ab. Für Entlastungen gebe es
„null Spielraum“.

Ist der Zug zwei Stunden zu spät, gibt
es die Hälfte des Preises zurück. F.: dpa

Gentests nur
mit Erlaubnis

Bundesrat: Arbeitgeber darf
Untersuchung nicht fordern

Jung: „Kreuzfahrten vor
Somalia sind fahrlässig“
Verteidigungsminister ist verärgert

Industrie warnt
vor Panikmache

Verband will Steuersenkungen
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Bahnmuss bei Verspätungenmehr zahlen
Bundesrat stärkt die Rechte der Kunden—Schlichtungsstelle soll Streitfälle klären

Abgase, die den Klimawandel forcieren: Nicht nur Deutschland muss mehr in Öko-
Technik investieren, raten Experten — und sehen darin enorme Chancen. F.: AP


